
denn nun ihre existentiellen Einsichten und
grundlegenden Strukturen seien. Dies tun diese
Wissenschaften immer schon selbst. Hier ist
schon die Opposition von Fachdidaktik und
Fachwissenschaft (als Bezugswissenschaft) eine
eigentlich irreführende Begrifflichkeit: Denn na-
türlich handelt es sich bei der Fachdidaktik auch
um eine Fachwissenschaft, freilich mit einem spe-
zifischen Gegenstand: den Veränderungsmög-
lichkeiten von und durch Unterricht.

3. Didaktische Möglichkeiten

Für die Fachdidaktik ist damit aber das Problem
gestellt, wie der gesellschaftlich vorfindliche Plu-
ralismus für den Heranwachsenden „aushaltbar“
gemacht werden kann, ohne daß in vorschnelle
Tendenzen zur Abschottung durch Flucht in apo-
litische Denkvorstellungen ausgewichen wird.
Welche Möglichkeiten liegen in den dargestellten
Deutungs- und Verhaltensmustern, um diese auf
eine realistischere Haltung gegenüber dem Politi-
schen hin zu korrigieren? Welche Brücken kann
Didaktik schlagen?

Auch im Bereich der Didaktik im engeren Sinn
fallen die Antworten ähnlicher aus als bisher an-
genommen; es hat durchaus Plausibilität, wenn
Giesecke vermutet, daß „der konkrete politische
Unterricht, den Sutor machen würde, sich sehr
viel weniger von dem meinen (Gieseckes, T.G.)
unterscheiden würde, als dies nach der öffentlich
aufgebauten Polarisierung erscheinen mag“20 ).
Dieser didaktische Konsens bestätigt die nun
schon zehn Jahre alten Konsensformeln jener le-
gendären Beutelsbacher Tagung von 1976 („Kon-
sens ist, daß der gesellschaftliche Dissens im Un-
terricht nicht ausgeschlossen werden darf; es gilt
ein Überwältigungsverbot“), geht aber gleichzei-
tig erheblich über diese hinaus.

Kern der didaktischen Konzeptionen bildet je-
weils eine Vorstellung von politischem Unterricht
als dialogischem Verhandlungsprozeß, der das
Politische im Sozialen aufsucht und als Abfolge
von

— Problem/Konflikt,

— Auseinandersetzung/Streit/Diskussion usw.

und

— verbindlicher Entscheidung

sichtbar und verstehbar macht sowie darauf be-
zogene Handlungsorientierungen vermittelt. In

diesem Sinne spreche ich von einem pragmati-
schen Paradigma, da es — vermittelt über seine
Begründer Kerschensteiner und Wilhelm — ver-
knüpft ist mit der amerikanischen pragmatischen
Philosophie von John Dewey. Lißmann21) hat in
diesem Sinne problembezogenes Handeln zu
Recht als „Prinzip politischer Bildung“ gekenn-
zeichnet; ein Konzept zur Gestaltung politischen
Unterrichts, das „an jenen Spuren ansetzt, die
alltägliche Erfahrungen Jugendlicher im Umgang
mit Familie, Arbeitswelt, Schule, Massenmedien
und Öffentlichkeit bei ihnen hinterlassen haben.
Diese Spuren sind Ausgangspunkt eines Unter-
richts, der sich im problembearbeitenden Han-
deln vollzieht... Dabei werden Konturen eines
Unterrichts sichtbar, der Jugendlichen hilft, sich
gesellschaftlich relevante Probleme ihrer Lebens-
welt darstellbar zu machen, zu erklären und in
gemeinsamem Handeln zu bearbeiten. Solcher
Unterricht zeichnet sich dadurch aus, daß sozial-
wissenschaftliche Expertise ihn als Anleitung
zum Handeln von Schülern und Lehrern in ei-
nem ganzheitlichen Erfahrungszusammenhang
bestimmt.“
Dieser Unterricht beinhaltet also die Bearbeitung
von Voreinstellungen. Es könnte nun so ausse-
hen, als sei damit nichts weiter als eine Über-
pointierung der von der „Berliner Schule“ um
Paul Heimann mit anthropogenen und soziokultu-
rellen Bedingungen bezeichneten Faktoren ge-
meint. In der Tat ist es so, daß in einigen neueren
Konzepten der Fachdidaktik (besonders bei
Schmiederer) der Lehrer geradezu zum politi-
schen Sozialisationsforscher gemacht wird:
Durch häusliche Elternbesuche, Stadtteilerkun-
dungen, Befragungsaktionen usw. soll er sich ein
möglichst genaues Bild von den Voraussetzungen
seines Unterrichts machen. Der Trick besteht so-
zusagen darin, daß die von der Didaktik konsta-
tierte Forschungslücke im Bereich politischer So-
zialisationsforschung vom Lehrer kompensiert
werden soll. Daran ist sicher viel Richtiges, und
es stellt eine der zentralen Aufgaben von Lehrer-
bildung dar, für die Wahrnehmung sozialer Be-
wußtseins- und Verhaltensdispositionen zu sensi-
bilisieren, Verstehen zu ermöglichen.
Wer jedoch einmal in schriftlichen Unterrichts-
entwürfen verfolgt hat, wie lustlos und in der
Regel wenig aussagekräftig die entsprechenden
Pflichtkapitel zu den Voraussetzungen von Un-
terricht meist ausfallen, wird hier skeptisch sein:
ein paar dürr klappernde „soziologische“ Infor-
mationen über Herkunftsmilieu und Schichtzuge-
hörigkeit der Schüler, in den siebziger Jahren das



obligatorische Soziogramm zwecks kommunika-
tionstechnischer Steuerung des Unterrichts (die
„Stillen“ beteiligen!), heute Bemerkungen zu den
materiellen Bedingungen im Klassenraum; alles
in allem wohlverpackte nachträgliche Begrün-
dungen dazu, was man in einer Stunde alles nicht
machen kann.
Alles dies ist im pragmatischen Paradigma nicht
gemeint, und dennoch fällt die Antwort der Di-
daktiker seit Wilhelm einfacher und radikaler zu-
gleich aus: Die Thematisierung von Voreinstel-
lungen findet im Unterricht als Verhandlungs-
prozeß statt. Der Lehrer soll also nicht zum „Get-
tospezialisten“22 ) werden, der seine Schüler be-
reits vor Beginn des Lernprozesses in- und aus-
wendig kennt und der dann als Kommunika-
tionsstratege den Unterricht beherrscht und über-
legen steuert. Wo alles bereits vorher gewußt
wird, kann nichts Neues mehr dazugelernt wer-
den. Vielmehr soll ihm das didaktische Arrange-
ment von Unterricht Gelegenheit geben, die
Denkweisen und Einstellungen seiner Schüler
kennenzulernen, sie in ein Gespräch zu verwik-
keln und einer kritischen „Korrektur“ (Giesecke)
auszusetzen. Die Deutungsmuster der Jugendli-
chen müssen im Unterricht zum Sprechen ge-
bracht werden; sie müssen in Auseinanderset-
zung mit Themen und Materialien „auf den
Tisch“ kommen, wenn sie verändert werden sol-
len. „Verhandlung“ meint also Argumentation
und nicht Beliebigkeit des im Unterricht Gesag-
ten. Ebenso sorgen die Vorschläge zum methodi-
schen Arrangement des Lernprozesses dafür, daß
es nicht zu einer entwicklungspsychologischen
Überforderung der Schüler beim Aushalten von
Komplexität und Mehrdeutigkeit kommt. Das
pragmatische Paradigma weist also Bezüge zur
Methode des sokratischen Gesprächs auf und hat
nur wenig mit dem den Unterricht leider noch
immer beherrschenden sterilen Frage-Antwort-
Muster zu tun.

Die durch Kerschensteiner/Wilhelm eingeleitete
fachdidaktische Revolution besteht also darin, im
Unterricht selbst als sozialer Handlungssituation
die Möglichkeit einer politischen Propädeutik zu
sehen, ohne Unterricht naiv mit Politik gleichzu-
setzen. Diese Vorstellung von einem Politikunter-
richt als verhandelndem Vermitteln sozialer und
politischer Deutungsmuster ist die didaktische
Essenz zentraler fachdidaktischer Formeln wie
— Kooperation/„Partnerschaft“ (Wilhelm);
— Korrektur, Erweiterung und Differenzierung
vorfindlicher Denkmuster (Giesecke);
— Aufgabenorientierung des Unterrichts, um Po-
litik als Formalobjekt in den Horizont des Ju-
gendlichen zu stellen (Sutor);
— politisches Lernen als Erkenntnisprozeß im
Aufsteigen von der schlechten Abstraktheit des
Alltagsbewußtseins hin zur Konkretion im Sinne
einer soziologischen Denkweise (Christian);
— Gegenstand politischen Unterrichts in der
Schule ist die Schule (Roloff/Schmiederer).
Wo die skeptischen Einwände gegen eine Ver-
knüpfung von politisch propädeutischen Lern-
prozessen mit sozialem Handeln im Unterricht
überwiegen, wie in Behrmanns Kritik des „sozial-
wissenschaftlich aufklärenden Politikunter-
richts“, sind konstruktive Elemente einer Didak-
tik kaum noch plausibel zu entwickeln23).
Dies bedeutet nun aber nicht Auflösung von Poli-
tikunterricht in Soziologie. Die Möglichkeit poli-
tischer Bildung ist zunächst zwar im sozialen
Handeln zu suchen, da sich Politik hier alltäglich
darstellt. Das „gesellschaftliche Kräftespiel zum
Gegenstand des Unterrichts zu machen“ (Ador-
no) ist der erste Schritt. Politische Bildung geht
aber nicht in „Sozialkunde“ auf, sondern umge-
kehrt; Im Sozialen liegt für den Jugendlichen der
Zugang zur auch strukturell „fernen“ Welt der
Politik. Die soziale Handlungssituation, die the-
matisch Gegenstand des Unterrichts ist, ist also
immer als politische zu akzentuieren. Politik ist
das Formalobjekt des Unterrichts, und zwar in
allen Dimensionen eines modernen Politikbe-
griffs, wie sie von Rohe24 ) in Übernahme anglo-
amerikanischer Terminologie unterschieden wur-
den.



V. Konsequenzen

Existiert tatsächlich ein verborgener Konsens im
politikdidaktischen Denken, wie hier skizziert — 
und die zustimmenden Äußerungen der Didakti-
ker geben einigen Anlaß zu Optimismus —, dann
ist nach den Konsequenzen für die Weiterent-
wicklung der Disziplin zu fragen, die aus diesem
pragmatischen Paradigma gezogen werden kön-
nen. Denn natürlich ist es nicht so, daß „die
Akten der Geschichte der politischen Didaktik in
der Bundesrepublik bereits geschlossen sind“25),
sondern nach einer Phase der Theoriemüdigkeit
zeigen sich derzeit in der Tat Perspektiven einer
Neubesinnung. Ich stimme Gagel zu, wenn er
nach einer Zeit der „politischen Glaubenskriege
unter den Didaktikern“ nun die Notwendigkeit
für einen „antizyklischen Anstoß“ im Sinne eines
Nachdenkens über neue Forschungsaufgaben be-
tont. Denn das Fehlen einer systematischen For-
schung markierte ein zentrales Defizit der Diszi-
plin. In unserem Paradigma sind damit zunächst
Aufgaben der politischen Sozialisationsfor-
schung angesprochen.

1. Politische Sozialisationsforschung

Das Modell des fachdidaktischen Kegels mar-
kierte das Aufgabenspektrum von Unterricht und
darauf bezogener Fachdidaktik. Bestimmte das
pragmatische Paradigma innerhalb der Momente
des Kegels das argumentierende Verhandeln von 
Deutungen sozialer und politischer Prozesse als
zentrales Moment von Politikunterrricht, dann
schlage ich für die nächsten Jahre die Erkundung
vorherrschender alltäglicher politisch-sozialer
Deutungsmuster als die zentrale Entwicklungs-
aufgabe thematisch orientierter fachdidaktischer
Forschung vor.

Die gehaltvollen Hypothesen der Politikdidaktik
zum politischen Bewußtsein und zu damit gekop-
pelten Handlungsdispositionen der Bürger in der
Bundesrepublik können die Politikdidaktik
durchaus zu einer Leitdisziplin für die noch un-
entwickelte politische Sozialisationsforschung
werden lassen26 ), die zwar eine Menge empiri-
scher Teilergebnisse vorweisen kann, der aber ein
integrierender theoretischer Bezugsrahmen weit-
gehend fehlt, so daß die Ergebnisse oft disparat

und wenig erklärungshaltig erscheinen. Dabei 
wird auch deutlich, daß diese Hypothesen syste-
matischen empirischen Tests bisher nicht ausge-
setzt worden sind. Die Politikdidaktiker bedien-
ten sich eher intuitiver Verfahren. Vielleicht
stimmt die Vorstellung vom Ansetzen des Be-
wußtseins „über“ und „unter“ den Institutionen
so gar nicht; vielleicht ist das Alltagsbewußtsein
im Gegenteil von einer sehr genauen Sichtweise
von institutionellen Regelungsmechanismen ge-
prägt, die wir in ihrer systematischen Struktur
aber noch kaum kennen. Vielleicht lassen sich
daraus Hinweise für die partielle Wirkungslosig-
keit politischer Bildungsbemühungen gewinnen,
etwa einer (heute wieder populär werdenden) In-
stitutionenkunde.

2. Empirische Unterrichtsforschung
Insbesondere ist durch empirische Unterrichts-
forschung zu untersuchen, wie das Verhandeln
von Deutungen im Unterricht immer schon ab-
läuft. Die Politikdidaktik benötigt also nicht ak-
tualisierte Untersuchungen über die „Wirksam-
keit politischer Bildung“, denn über den Anteil
von Unterricht an Meinungsbildungsprozessen
läßt sich kaum Quantifizierbares aussagen. Sol-
che am Endprodukt von Unterricht orientierten
Studien kommen dann auch über die Ergebnisse
allgemeiner Meinungsbefragungen kaum hinaus.
Vielmehr benötigen wir qualitative Studien über
Mikrostrukturen von Unterricht, über pädagogi-
sche Prozesse: Wie wird argumentiert?; wie ge-
lingt es, Schüler in die Auseinandersetzung mit
dem Thema zu „verwickeln“ (oder bleibt das
Thema gleichgültig außen vor, egal, ob es sich
um Wahlrechtsfragen oder um die Erörterung
von Rüstungskontrollmechanismen handelt)? Es
geht darum, dem Lehrer Möglichkeiten an die
Hand zu geben, im Vollzug des Unterrichts Vor-
einstellungen zum Sprechen zu bringen, mithin
Neues zu entdecken und die darin zum Vorschein
kommenden Positionen in eine spannende Aus-
einandersetzung zu verwickeln, so daß produktiv
etwas hinzugelernt werden kann und Unterricht
nicht die Reproduktion von bereits zuvor Ge-
wußtem bleibt. Zugespitzt formuliert: Gelingen-
der Politikunterricht ist politische Sozialisations-
„forschung“ und damit zugleich politische Bil-
dung.
Methodisch bietet sich die Übertragung von Ver-
fahren der Gesprächsanalyse in die Fachdidaktik
an, wie sie in der Linguistik entwickelt worden
sind und in der allgemeinen Pädagogik bereits
mehrfach fruchtbar Anwendung gefunden ha-
ben.



3. Lehrerausbildung/Hochschuldidaktik

Damit sind der Disziplin Forschungsaufgaben
gesetzt, denen sie sich in einer Phase widmen
kann, wo sich die Verpflichtungen der scientific
community in der Lehre aufgrund des allenthal-
ben zu beobachtenden Rückgangs der Studenten-
zahlen etwas entspannt haben. Dennoch muß ge-
rade diese Zeit auch für die Entwicklung von
Reformkonzepten in der Lehrerbildung für die
neunziger Jahre genutzt werden. Das pragmati-
sche Paradigma legt es nahe, die Studenten viel
stärker für die hermeneutische, an Verstehen und
praktischer Politik orientierte Tradition der Poli-
tikwissenschaft und Pädagogik zu reorientieren,
als dies gegenwärtig geschieht. Der werdende
Lehrer muß dafür sensibilisiert werden, den
Schüler in seiner immer schon vorhandenen na-
türlichen Weitsicht zu verstehen, ein Stück weit
aus der Binnenperspektive heraus zu akzeptieren,
um dann vorsichtig und kritisch korrigierend in
solche natürlichen Bilder eingreifen zu können,
sie von Verkrustungen, vorschnellen Urteilen
(Vorurteilen) zu befreien mit dem Ziel, diese
Weltsichten im Sinne der Hentigschen Politikde-
finition „beweglicher“ zu machen; sie „wissen-
schaftlich“ zu bearbeiten, wenn man unter Wis-
senschaft die systematische Kritik von unreflek-
tierten Vor-Urteilen versteht.
Dazu sind neue Inhalte und Methoden in der
Lehrerausbildung nötig. Insbesondere muß die
Lehr-/Lernsituation an der Hochschule selbst als
Unterrichtssituation in den Blick kommen, so
daß sich der naive Gegensatz: hier Theorie (Uni-
versität), dort Praxis (Schule) auflöst und die
Universität zu einer praktischen Trainingssitua-
tion wird27 ). Damit sind hochschuldidaktische
Entwicklungsaufgaben gesetzt. Die Politikdidak-
tik hat die Frage der politischen Bildung an den
Hochschulen viel zu lange curricular formal ge-

löst (jeder Lehrer absolviert ein sozialwissen-
schaftliches Begleitstudium), ohne inhaltlich dar-
auf zu achten, was hier gelernt werden soll und
kann.

4. Unterrichtsplanungsmodelle/Praxisberatung

Dies darf Fortbildung der bereits tätigen Lehrer
nicht ausschließen. Insofern kennzeichnet Ga-
gel28 ) Praxisberatung in der Tat als entscheiden-
de, zwischen Forschung und Lehre vermittelnde
Aufgabe der Disziplin. Wer weiß, wie leicht der
Alltagsstreß des Lehrerberufs auch bei engagier-
ten Kollegen und Kolleginnen dazu führen kann,
daß man sich völlig „ausgebrannt“ fühlt und da-
mit Sensibilität verliert, kann nachvollziehen, wie
wichtig ein regelmäßiges Atemholen und produk-
tives „Auftanken“ in diesem Beruf ist. Dies kann
aber kaum in den ermüdenden Vortragsveran-
staltungen der konventionellen Weiterbildungs-
kurse geschehen, in denen nichts „verhandelt“
wird und die oft von den Unterrichtsproblemen
deutlich entfernt sind. Ich schlage daher noch-
mals vor, daß die Fachdidaktiker ihre didakti-
schen Modelle in exemplarischen Unterrichts-
analysen und -entwürfen konkretisieren. Hierbei
sollte neben dem Medium Buch in der Lehreraus-
bildung auch endlich auf das Medium Videodo-
kumentation zurückgegriffen werden. Gezeigt
werden muß, worin beispielsweise der Unter-
schied zwischen einem Politikunterricht nach
dem klassischen Frage-Antwort-Spiel oder dem
Arbeitsbogenmuster, der das Wesen des Politi-
schen verfehlt, und einem Unterricht als wirkli-
cher Verhandlung von Deutungsmustern besteht.
Die Zuwendung zu diesen Aufgaben würde die
Politikdidaktik dann auch explizit konstituieren
als Wissenschaft vom politischen Bewußtsein
und der politischen Sozialisation von Jugendli-
chen und ihren Lehrern sowie den darin liegen-
den Chancen und Grenzen politisch-propädeuti-
scher Lernprozesse im Unterricht der Institution
Schule sowie in der außerschulischen Jugend-
und Erwachsenenbildung.



Friedrich-Wilhelm Dörge

Didaktische Aspekte von Ökonomie und Ökologie
in europäischer Dimension

Zum „Europäischen Jahr des Umweltschutzes“ 1987

I. Einführung

Wer im schulischen oder im außerschulischen
Bereich politisch bilden will, muß die fachlich
oftmals komplizierten und recht komplexen
Sachverhalte mit ihren unterschiedlichen politi-
schen Bewertungsmöglichkeiten allgemeinver-
ständlich machen. Die politische Meinungsbildung
soll erleichtert, die Entscheidungsfähigkeit der
Bürger verbessert werden. Bei der Entwicklung
von geeigneten Lerneinheiten gilt es, vor allem die
Interessen der Lernenden, die Rolle des Lehren-
den, die Lernziele und Lerninhalte sowie nicht
zuletzt Methoden des Lehrens und Lernens zu
beachten.

Im folgenden geht es um die Anwendung dieser
Grundprinzipien auf das nicht zuletzt durch die
Rheinverseuchung aktuelle Thema „Ökonomie

und Ökologie in europäischer Dimension“, das
heißt speziell in der Europäischen Gemeinschaft.
Die Dringlichkeit dieser Aufgabe hat die Bund-
Länder-Kommission für Bildungsplanung und
Forschungsförderung dadurch unterstrichen, daß
sie Umweltbildung zum Schwerpunktprogramm der
nächsten Jahre erhoben hat. Die Kommission der
Europäischen Gemeinschaft hat das Jahr 1987
zum „Europäischen Jahr des Umweltschutzes“ pro-
klamiert. Es soll vor allem einer verstärkten
Bewußtmachung der Notwendigkeit umwelt-
politischen Handelns dienen. Sowohl zum
Schwerpunktprogramm der Bund-Länder-Kom-
mission als auch zum „Europäischen Jahr des
Umweltschutzes“ der EG gehört die Förderung
didaktischer Modelle und geeigneter Lernein-
heiten.

II. Die Interessen der Lernenden und die Rolle des Lehrenden

Die primäre Motivation der Lernenden in Schule
und Erwachsenenbildung hinsichtlich der Aus-
einandersetzung mit umweltpolitischen Themen
ist durch die erlebte Betroffenheit nach dem Re-
aktorunfall von Tschernobyl größer geworden.
Das Problembewußtsein wird durch die politische
Auseinandersetzung um die Umweltpolitik wach
gehalten. Der Interessierte erkennt dabei auch
die europäische Dimension des Problems. Das
sind recht günstige Voraussetzungen auch für die
politische Bildungsarbeit.

Gleichzeitig ist aber zu beachten, daß das Um-
weltthema in der Regel schon mit Schülern der
Primarstufe im Sachunterricht bei der Erkun-
dung ihrer Lebenswelt und mit Schülern der Se-
kundarstufe I in naturwissenschaftlichen Fä-

ehern, in der Erdkunde und nicht selten im Reli-
gionsunterricht mehr oder weniger ausführlich
behandelt wird. Das wirkt für ein erneutes Auf-
greifen von Umweltproblemen im Politikunter-
richt teilweise demotivierend, wenn es nicht ge-
lingt, die politische Relevanz schülergemäß deut-
lich zu machen. Persönlich stark Engagierte ma-
chen sich in Umweltfragen gern zum Wortführer
in einer Lerngruppe; Heranwachsende neigen in
ihrem Identitätsfindungsprozeß zu moralischem
Rigorismus. Nach dem Erkennen der Umweltpro-
bleme möchten sie — von hehren Ansprüchen
einer Gesinnungsethik getragen — ihre oft einsei-
tigen Problemlösungskonzepte ohne Zeitverzug
durch längere Auseinandersetzung mit „Unein-
sichtigen“ in die Tat umgesetzt sehen.
Diese gelegentlich auch in anderen politischen
Auseinandersetzungen anzutreffende Haltung
beherrscht Ökologiedebatten recht häufig. Eine
von mehreren Ursachen bildet hier der naturwis-
senschaftliche Unterricht, in dem vielfach ein
starkes Umweltbewußtsein geweckt wird, ohne

Didaktisches Korreferat, gehalten aufdem 3. Bun-
deskongreßfür politische Bildung im Oktober 1986
in Kehl zum Rahmenthema: „Politische Bildung in
undfür Europa“.



daß in diesem Unterricht politische Aspekte des
Themas hinreichend berücksichtigt werden kön-
nen. Das gilt ganz sicher für die europäische Di-
mension des Problems. Die häufige Enttäuschung
darüber, daß politische Entscheidungsprozesse
vor allem auf der Ebene der Europäischen Ge-
meinschaft zu anderen Ergebnissen führen, als
Lernende sie für richtig halten, kann in politische
Resignation oder in Aggression umschlagen bis
hin zur Extremform der Öko-Guerilla, die Über-
zeugungsarbeit durch Gewalttaten ersetzt.
In dieser für die Entwicklung demokratischer
Verhaltensweisen problematischen Situation hat
der Lehrende eine wichtige Funktion. Bei vollem
Respekt für das Engagement seiner Lernenden
kann er mit ihnen nach den Gründen für abwei-
chende Meinungen, d. h. nach sozioökonomi-
schen und länderspezifischen Ursachen, Wirkun-
gen und politischen Folgerungen zum Umwelt-
problem fragen. Er bietet Hilfestellung für eine
bessere Sachkenntnis und realitätsbezogene Kri-
tik. Das ist leichter gesagt als getan, denn der
Lehrende für politische Bildung hat selten zu-
gleich naturwissenschaftliche Fachkompetenz.
In solchen Fällen bewältigen Politiker interdiszi-
plinäre Aufgaben durch Heranziehen von Gut-
achten und durch Expertenbefragungen. Sie ste-
hen dann oftmals vor unterschiedlichen Aussa-
gen, die sie einer abwägenden Beurteilung unter
Bezug auf politisch erstrebte Ziele unterziehen.
In ähnlicher Weise kann auch im Unterricht bei

der Behandlung umweltpolitischer Themen vor-
gegangen und dabei das Vorwissen der Lernen-
den herangezogen werden. Auf das Problem der
hierbei nötigen Vereinfachung wird noch einge-
gangen.

Der Lehrende muß auf jeden Fall dafür sorgen,
daß möglichst die gesamte Breite der Kontro-
verse zur Beurteilung des Ökonomie-Ökologie-
Problems in europäischer Dimension zur Sprache
kommt. Aber im Felde politischer Entscheidun-
gen kann er nicht als Fachkompetenz herangezo-
gen werden. Er kann es nicht „besser wissen“,
weil es letztlich um Wertungen und Mehrheits-
entscheidungen geht.

Von den Lernenden herausgefordert, seine per-
sönliche Beurteilung abzugeben, sollte er abwar-
ten, bis eine sachgemäße und wertbewußte Ur-
teilsbildung der Lernenden abgeschlossen ist, um
so eine Beeinflussung im Meinungsbildungspro-
zeß gering zu halten. Der Lehrende hat als politi-
scher Mensch — wie der Lernende — das Recht
zur begründeten Stellungnahme, aber er hat als
Lehrender zugleich die Pflicht, Verständnis für
international unterschiedliche Bewertungen zu 
wecken und abweichende Meinungen gelten zu
lassen, ja sie unter seinen Lernenden sogar zu
fördern, damit Meinungsvielfalt nicht von An-
dersdenkenden unterdrückt werden kann (Über-
wältigungsverbot). Diese Doppelrolle des Lehren-
den stellt an ihn besondere Anforderungen.

III. Intentionen und

Für die Praxis politischer Bildung ist es nicht
unwichtig, daß die Kultusminister deutscher
Länder die Umwelterziehung 1980 zum fächer-
übergreifenden Prinzip erklärt haben, das in
gleicher Weise den naturwissenschaftlichen wie
den gesellschaftswissenschaftlichen Unterricht
durchdringen soll. In der Verantwortung für
nachfolgende Generationen soll die Erziehung zu
Umweltbewußtsein und Umweltschutz „Ver-
ständnis und eine positive Einstellung für die zu 
lösenden Probleme gleichermaßen fördern“.

Im Rahmen dieser allgemeinen Zielsetzung soll
der Schüler u. a. „erkennen, daß Sorge für die
Umwelt die Auseinandersetzung mit Interessen-
gegensätzen einschließt und deshalb eine sorgfäl-
tige Abwägung von ökonomischen und ökologi-
schen Gesichtspunkten notwendig ist“ (KMK-
Beschluß vom 17. Oktober 1980).

Dazu müssen ökonomische und ökologische Ent-
wicklungstendenzen in ihrer Vernetzung, mög-

allgemeine Lernziele

liehst unter Beachtung von Besonderheiten ein-
zelner EG-Mitgliedsländer, dargestellt werden
können. Die Relevanz dieser Sachverhalte wird
durch Gegenüberstellung von Sein und Sollen
deutlich, d. h. hier durch Konfrontation mit In-
teressen und Zielen politisch relevanter Gruppen
in den Ländern der EG.
Wer den Prozeß politischer Willensbildung im Be-
reich der Umweltpolitik erfassen will, kann sich
nicht auf Deklarationen des Europäischen Parla-
ments, Beschlußvorlagen der EG-Kommission
oder Beschlüsse des Ministerrats beschränken.
Auch Zielsetzungen der Regierungen einzelner
Mitgliedsländer reichen nicht aus. Vorstellungen
von Bürgerinitiativen, Gewerkschaften, Wirt-
schaftsverbänden, Kirchen und politischen Par-
teien sollten mit herangezogen werden. Wo kön-
nen Lehrende und Lernende hier eine Grenze
ziehen? Auf jeden Fall müssen die Zielsetzungen
unterschiedlicher Grundpositionen mit ihren
Zielprioritäten hinreichend deutlich werden.



Trotz der Beschäftigung mit politischen Wertun-
gen anderer bleibt der Lernende im Bereich ko-
gnitiver Lernziele. Erst wenn es um sein eigenes
Urteilsvermögen geht, stehen affektive Lernziele
im Vordergrund: Fragen der Aufnahmebereit-
schaft, des Reagierens und persönlichen Wertens.
Das subjektive Eintreten nicht nur für einen ein-
zelnen Wert, sondern für ein in sich schlüssiges
Wertsystem erfordert das Abwägen verschiedener
Werte. Das heißt Prioritäten setzen unter Beach-
tung der Auswirkungen damit verknüpfter Maß-
nahmen. Wer diesen Schritt nach kritischer Über-
prüfung seiner Vorurteile mit dem gebotenen Re-
spekt vor unterschiedlichen Wertvorstellungen in
den Mitgliedsländern der EG im Sinne der Ver-
antwortungsethik vollzieht, wird auch bereit sein,
auf das Prinzip „Alles oder Nichts“ zu verzichten
und in demokratischer Weise Kompromisse zu
schließen, die er in rationaler Argumentation zu
vertreten weiß. Dafür bietet das an späterer Stelle
angeführte Ringen um die europaweite Einfüh-
rung abgasarmer Autos guten Anschauungsunter-
richt.

Diesen Überlegungen entsprechen nachstehende
allgemeine Lernziele, die das angestrebte Verhal-
ten beschreiben:
— Der Lernende kann ökonomische Entwicklun-
gen im Industriesystem mit ihren Auswirkungen
auf ökologische Prozesse in Mitgliedsländern der
Europäischen Gemeinschaft erklären.
— Er kann heterogene ökonomische und ökolo-
gische Interessen oder Ziele von Gruppen, Par-
teien und Regierungen in der Europäischen Ge-
meinschaft im Bereich der Umweltpolitik anhand
von Beispielen analysieren.
— Er kann Programme und Maßnahmen der
Umweltpolitik in EG-Mitgliedsländern sowie
ihre Koordination durch Gemeinschaftsorgane
an erstrebten Zielprioritäten messen.
— Er kann seinen eigenen Standpunkt im Streit
der Meinungen zur Umweltpolitik in der Euro-
päischen Gemeinschaft argumentativ vertreten
und Wege zur Durchsetzung künftiger Maßnah-
men mit den Möglichkeiten zur eigenen Aktivität
nennen.

IV. Lehr- und Lerninhalte

Die Komplexität und Interdisziplinarität des
Themas „Ökonomie und Ökologie in europäi-
scher Sicht“ erfordert für Zwecke des Lehrens
und Lernens eine angemessene didaktische Re-
duktion. Der Lehrende braucht für seine Vorbe-
reitung ein inhaltliches Grundgerüst, das er, den
jeweiligen Adressaten entsprechend, mit passen-
den Beispielen ausfüllen kann.

Jede Vereinfachung läuft Gefahr, durch zu starke
Reduktion die Problemstellung zu verfälschen
und damit das Gegenteil des erstrebten Bildungs-
zieles zu erreichen. Wie weit kann man also die
Komplexität und Interdisziplinarität mindern?

Für die politische Bildung stehen nicht naturwis-
senschaftliche oder wirtschaftswissenschaftliche
Detailkenntnisse im Vordergrund, sondern hin-
reichende Informationen zur politischen Urteils-
bildung. Für das zu erarbeitende Grundgerüst gilt
inhaltlich die Anwendung des Minimumprinzips:
So wenig Grundinformationen wie möglich, aber
soviel wie nötig, um sich in Anwendungsbeispiele
vertiefen und mit politischen Entscheidungsfra-
gen auseinandersetzen zu können. Die genannten
allgemeinen Lernziele bieten hier für eine ent-
sprechende Komplexitätsreduktion geeignete
Auswahlkriterien:

Anschauen: Analyse der Sachverhalte und ihrer
Probleme,

Urteilen: Interessen- und zielorientierte Stellung-
nahme,

Handeln: Auswahl von Instrumenten zur Pro-
blemlösung.

Mit diesen Auswahlkriterien und dem Minimum-
prinzip folgend soll im folgenden ein Grundge-
rüst der Lehr- und Lerninhalte vorgestellt wer-
den, das manche Wiederholung bereits dargeleg-
ter, aber nun in einen anderen Zusammenhang
gestellter Sachverhalte enthält.

1. Das Industriesystem gefährdet die Ökosysteme

In allen Industrieländern wird unabhängig von
der jeweiligen Wirtschaftsordnung ein angemes-
senes Wirtschaftswachstum zur Verbesserung von
Lebensstandard und Lebensqualität der Bürger
sowie zur Sicherung eines hohen Beschäftigungs-
standes der Arbeitskräfte erstrebt. Aber das Wirt-
schaftswachstum vollzieht sich auf begrenztem
Raum des Planeten Erde. Produzenten betreiben
bei wachsendem Bedarf Raubbau an Boden-
schätzen. Sie belasten im Streben nach Einspa-
rung betrieblicher Kosten zusammen mit Ver-
brauchern die Umwelt in zunehmendem Maße
und in vielfältiger Form. Die technologische Ent-
wicklung wird oftmals mit staatlicher Unterstüt-
zung vor allem bei der Energiegewinnung durch



Kernspaltung trotz großer Gefahren für die Um-
welt immer weiter vorangetrieben.

Die Umwelt ist mit ihren Ökosystemen, das heißt
mit den Wechselbeziehungen zwischen belebter
und unbelebter Natur innerhalb unterschiedli-
cher Lebensräume, nur in begrenztem Umfang in
der Lage, Schadstoffe aufzunehmen und in nutz-
bare oder nicht schädliche Substanzen umzuwan-
deln. Naturwissenschaftler weisen auf sich gegen-
seitig verstärkende Wirkungen von Umweltschä-
den durch Schadstoffe aller Art ohne Rücksicht
auf politische Grenzen hin:
— kurzfristig erkennbare Schäden in der Tier-
und Pflanzenwelt sowie Gesundheitsschäden un-
mittelbar betroffener Personen,

— langfristig lebensgefährliche Folgen für die ge-
samte Bevölkerung und eine weitgehende Zerstö-
rung von Flora und Fauna.

Die Aussagen der Sachverständigen zu den Ge-
fahren in unserer Risikogesellschaft sind nicht
einhellig, zum Teil sogar widersprüchlich und
weisen viele Lücken auf. Die EG-Mitgliedsländer
sind je nach ihrem Industrialisierungsgrad und
ihrer geographischen Lage mehr oder weniger
stark betroffen. Die Bundesrepublik Deutschland
gehört zu den am stärksten durch Umweltschä-
den belasteten Ländern.

2. Die unterschiedliche Beurteilung des Umwelt-
Problems in den Mitgliedsländern der Europäi-
schen Gemeinschaft

In allen Mitgliedsländern reicht die Skala kon-
troverser Stellungnahmen von beschwichtigen-
den Verlautbarungen der Wirtschaftsverbände
über abwägende Stimmen aus den Gewerkschaf-
ten, Protesten von Verbrauchern und Bürgerin-
itiativen bis zu Systemüberwindungsstrategien
der Radikalökologen verschiedenster Herkunft.
Aber der Einfluß dieser Gruppen und Verbände
auf das Umweltbewußtsein der Bevölkerung und
auf die politische Meinungsbildung ist in den
EG-Ländern sehr unterschiedlich.
In der Bundesrepublik Deutschland haben die
grüne Protestbewegung, der Einzug der Grünen
in die Parlamente und nicht zuletzt der Reaktor-
unfall von Tschernobyl zu einer „grünen Welle“
bei den etablierten Parteien geführt, das heißt
den Stellenwert ökologischer Belange gegenüber
ökonomischen Interessen erhöht:
— Die Bonner Regierungsparteien CDU/CSU
und FDP sehen den Schutz der Umwelt als
gleichrangig mit wirtschaftspolitischen Zielen an.
Sie bejahen wirtschaftliches Wachstum als Hilfe
für die Lösung ökonomischer und ökologischer

Probleme. Marktwirtschaftliche Kräfte sollen
durch die Anwendung des Verursacher- statt des
Gemeinlastprinzips und durch Bevorzugung
staatlicher Anreize anstelle von Geboten und
Verboten den ökologischen Suchprozeß nach
umweltschonenden Produktionsverfahren und
Produkten fördern. Dadurch würden zugleich
neue Märkte erschlossen und Arbeitsplätze ge-
schaffen.

In der Energiepolitik, dem bedeutendsten Testfall,
wird — mit Abstufungen zwischen den Regie-
rungsparteien — ein Wandel vollzogen zur nur
noch eingeschränkten Bejahung der Kernenergie.
Aber aus Gründen einer sicheren, umweltscho-
nenden und preisgünstigen Energieversorgung
könne kurz- und mittelfristig auf die Nutzung der
Kernenergie nicht verzichtet werden. Die inter-
nationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
Reaktorsicherheit soll vor allem innerhalb der
EG intensiviert werden. Die Bundesregierung
will die Nutzung aller technisch möglichen, wirt-
schaftlich vertretbaren und sozial annehmbaren
Energiesparmöglichkeiten unterstützen und die
Entwicklung neuer Energietechnologien ver-
stärkt fördern.

— Die SPD will mit ihrem Programm „Arbeit
und Umwelt“ eine ökologische Erneuerung der
Industriegesellschaft erreichen. Durch Abgaben,
Anreize und Staatsausgaben sollen öffentliche
und private Umweltinvestitionen gefördert und
gleichzeitig neue Dauerarbeitsplätze geschaffen
werden. Zur Gefahrenabwehr werden Gebote
und Verbote als ökologisch notwendige Rahmen-
bedingungen angesehen.

Energiepolitisch wird eine sichere Energieversor-
gung ohne Atomkraft angestrebt. Ein „geordne-
ter Rückzug“ aus der Kernenergie innerhalb ei-
nes Jahrzehnts soll Arbeitsplätze durch Umstel-
lung auf ein umweltschonendes Energieversor-
gungssystem vor allem zugunsten technologisch
verbesserter Kohlekraftwerke sichern.

— Bei den GR ÜNEN möchten die radikalökolo-
gischen Fundamentalisten aus dem Industriesy-
stem mit seinem „Plutoniumstaat“ ganz ausstei-
gen und ökologisch bewußt in kleinen, selbstver-
walteten Einheiten leben. Die Realpolitiker der
GRÜNEN fordern eine „sozialökologische Wirt-
schaft“, die durch eine langfristig orientierte
Rahmenplanung und Strukturpolitik basisde-
mokratisch geschaffen werden soll.

In der Energiepolitik kommt der Vorrang ökologi-
scher Ziele vor ökonomischen Interessen deutlich
zum Ausdruck durch die Forderung nach soforti-
gem Ausstieg aus der Kernenergie. Der Sofort-



ausstieg wird ohne Gefährdung der Versorgungs-
sicherheit auf Grund von Überkapazitäten der
Energieversorgungsunternehmen und durch ver-
stärkte Energieeinsparung sowie Nutzung rege-
nerierbarer Energiequellen für möglich gehalten.

In Frankreich, das von Umweltschäden bisher
weniger betroffen ist als die Bundesrepublik,
richtet sich die Kritik von Umweltschützern vor
allem gegen das Kernenergieprogramm. Alle
französischen Regierungen haben bisher zur mili-
tärischen und wirtschaftlichen Sicherung ihrer
nationalstaatlichen Unabhängigkeit eine konse-
quente Nuklearpolitik mit einem ständigen Aus-
bau von Kernkraftwerken und Wiederaufberei-
tungsanlagen in öffentlichem Eigentum betrie-
ben.

Der Mangel an eigenen Energiequellen in Frank-
reich hatte bei wachsendem Energiebedarf zu ei-
ner bedrohlichen Abhängigkeit von Erdölimpor-
ten und zu Versorgungsengpässen in den Erdöl-
krisen der siebziger Jahre geführt. Seitdem su-
chen die Franzosen stärker als andere Länder
den Ausweg in der Kernenergie, und zwar nicht
als Übergangslösung. Sie sind prinzipiell bereit,
die von der EG festgesetzten Sicherheitsnormen
zu beachten. Besondere deutsche Sicherheitsan-
forderungen halten sie für übertrieben. Versuche
zur Einschaltung von Alternativ-Energien waren
bis auf den Sonderfall des Gezeiten-Werks Saint
Malo nicht erfolgreich.

Die französische Ökologiebewegung hat trotz ei-
niger Teilerfolge den Nuklear-Konsens aller gro-
ßen Parteien, der Wirtschaftsverbände und der
Gewerkschaften bisher nicht beeinträchtigen
können. Auch in anderen Fällen, wie bei der
Rheinverschmutzung oder bei der Einführung
umweltfreundlicher Autos, ist Frankreich sehr
auf die Respektierung nationaler Belange be-
dacht.



durch die Mitgliedsländer.) „Die Umweltpolitik
der Gemeinschaft hat zum Ziel:
— die Umwelt zu erhalten, zu schützen und ihre
Qualität zu verbessern,
— zum Schutze der menschlichen Gesundheit
beizutragen,
— eine umsichtige und rationelle Verwendung
der natürlichen Ressourcen zu gewährleisten“
(Art. 130r Abs. 1).
In den dafür speziell beschlossenen Verfahrens-
vorschriften kommt das in anderen Bereichen et-
was verminderte Demokratiedefizit der Europäi-
schen Gemeinschaft doch wieder deutlich zum
Ausdruck. Noch immer bleibt die nationale Exe-
kutive europäische Legislative, denn das Euro-
päische Parlament hat zu Beschlüssen der Um-
weltpolitik nur ein Anhörungsrecht; der Rat be-
schließt einstimmig über das Tätigwerden der
Gemeinschaft; Mitgliedstaaten können sich für
Sonderregelungen auf die Schutzklausel der
wichtigen Erfordernisse gemäß Artikel 36 beru-
fen.
Dennoch bedeutet es einen umweltpolitischen
Fortschritt, wenn die Kommission laut Vertrags-
ergänzung (Art. 100 a Abschn. 3) in ihren Vor-
schlägen zur schrittweisen Verwirklichung des
Binnenmarktes in den Bereichen Gesundheit, Si-
cherheit, Umweltschutz und Verbraucherschutz
ausdrücklich von einem hohen Schutzniveau aus-
geht.
Aber man muß dazu andere Ziele der EG in
Beziehung setzen. Für die hier besonders rele-
vante Energiepolitik gilt nach wie vor, daß die
Kernenergie laut Euratom-Vertrag als unentbehr-
liche Hilfsquelle für die wirtschaftliche Entwick-
lung angesehen wird. Zur Einheitlichen Europäi-
schen Akte wurden Erklärungen beigefügt, in de-
nen die Konferenz u. a. feststellte, „daß die Tä-
tigkeit der Gemeinschaft auf dem Gebiet des
Umweltschutzes sich nicht störend auf die einzel-
staatliche Politik der Nutzung der Energieres-
sourcen auswirken darf" (Erklärung zu Art. 130 r
des EWG-Vertrages).
Auch nach Tschernobyl fand im Europäischen
Parlament ein Entwurf der sozialistischen Frak-
tion, die Rolle der Kernenergie in Frage zu stel-
len, zwar die Unterstützung der Regenbogenfrak-
tion, aber keine Mehrheit. Die Resolution wurde
von den französischen Sozialisten nicht mitgetra-
gen. Dagegen konnte eine Resolution zur soforti-
gen Überprüfung der Sicherheitsnormen in Kern-
kraftwerken mit einer Mehrheit aus den Reihen
der Europäischen Volkspartei/Christdemokra-
ten, der Liberalen, der Konservativen und der
Gaullisten verabschiedet werden.

In der Konjunkturpolitik wurde der Zielkonflikt
zwischen ökonomischen und ökologischen Inter-
essen bisher ebenfalls zu Lasten der Umweltpoli-
tik entschieden. Bei Knappheit der Finanzmittel
im Haushalt der EG und konjunktureller Rezes-
sion in den Mitgliedsländern war eine Marginali-
sierung der Umweltpolitik festzustellen. Die
Einstellung hat sich inzwischen geändert. Im vier-
ten Aktionsprogramm der EG für den Umwelt-
schutz, das ab 1987 gelten wird, geht die Kom-
mission davon aus, daß eine strikte Umweltpoli-
tik nicht nur mit langfristigem Wirtschaftswachs-
tum vereinbar, sondern auch ein wesentlicher Be-
standteil hiervon ist und zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen beiträgt. Eine Versöhnung von Öko-
logie und Ökonomie wird in dieser Weise ange-
strebt.

Im einzelnen haben die Gemeinschaftsorgane be-
reits ein beachtliches Harmonisierungswerk mit
mehr als hundert natur-, umweit- und gesund-
heitsbezogenen EG-Regelungen verabschiedet,
die anhand von Einzelbeispielen behandelt wer-
den können. Für die Zuständigkeit gilt das Subsi-
diaritätsprinzip, d. h. die auftretenden Probleme
sollen auf der am besten geeigneten Aktions-
ebene (örtlich, regional, national, gemeinschaft-
lich, international) gelöst werden. Aber hierbei ist
allgemein ein Vollzugsdefizit festzustellen. Bei der
zeitraubenden Umsetzung der im Sinne von Rah-
mengesetzen beschlossenen EG-Richtlinien in na-
tionales Recht bestehen zudem Ermessensspiel-
räume, die eine Harmonisierung der Normen be-
einträchtigen.

Andererseits möchte die EG-Kommission die auf
nationaler Ebene erreichten Fortschritte nicht be-
hindern. Das bedeutet Spielraum für wegberei-
tende Umweltschutzmaßnahmen einzelner Mit-
gliedstaaten, aber immer unter der Bedingung,
daß die Weiterentwicklung des Gemeinsamen
Marktes nicht beeinträchtigt wird. Dieser schwie-
rige Prozeß der Harmonisierung durch Abstim-
mung unterschiedlicher ökonomischer und politi-
scher Interessen einzelner Mitgliedstaaten mit
ökologischen Zielen darf nicht als kurzfristig er-
füllbare Aufgabe angesehen werden. Das Tempo
ökologischer Fortschritte hängt — wie betont — 
von umweltpolitischen Aktivitäten einzelner Mit-
gliedstaaten ab, die wiederum durch umweltpoli-
tisches Engagement der Bürger in Parteien und
Verbänden vorangetrieben werden können.

Zum Verhältnis der Ökonomie zur Ökologie
kann als Zwischenbilanz dieser didaktisch konzi-
pierten Sachanalyse festgehalten werden: Weder
in den Mitgliedsländern noch in den EG-Orga-
nen gibt es eine Mehrheit, die Umweltprobleme
durch den Ausstieg aus der Industriegesellschaft



lösen möchte. Vorherrschend ist vielmehr die
Auffassung, daß das innovatorische Potential
dieser Gesellschaft in geeigneter Weise für eine
ökologisch vertretbare Wirtschaftsentwicklung
genutzt werden soll.
Dabei ist zu bedenken, daß die Probleme weder
national noch im Rahmen der EG allein zu lösen
sind. Sie bedürfen interkontinentaler, ja globaler
Anstrengungen. Auf die Ost-West- und Nord-
Süd-Aspekte des Themas kann hier nur am 
Rande hingewiesen werden, obwohl man damit

ihrer Bedeutung nicht gerecht wird. In der EG
wird seitens der Mitgliedsländer und der EG-
Kommission bi- und multilateral an internationa-
len Vereinbarungen und deren Verbesserung mit-
gearbeitet. Die Wiener Sonderkonferenz der In-
ternationalen Atomenergie-Organisation (IAEO)
ist dafür ein aktuelles Beispiel.
Damit ist das Grundgerüst an politisch relevan-
ten Informationen errichtet. Es folgen Überle-
gungen, wie der Lehrende diese Informationen
für seinen Unterricht verwenden kann.

V. Lehr- und Lernmethoden

Auf der Suche nach geeigneten Methoden des
Lernprozesses bieten die Ziele politischer Bil-
dung und weniger die Lerninhalte Kriterien für
die Methoden- und Medienwahl. Problemorien-
tiertes Lernen, das die Meinungsbildung und poli-
tische Urteilsfähigkeit zu dem aktuellen und stark
umstrittenen Thema Umweltpolitik verbessern
soll, braucht aktive Mitarbeit der Lernenden.
Deshalb sind lehrdominante Aktionsformen, die
sich auf Informationen durch den Lehrenden mit
gelegentlichen Zwischenfragen der Lernenden
(Frontalunterricht) oder auf das Studium gesi-
cherten Fachwissens aus einem Lehrbuch be-
schränken, nicht optimal. Bevorzugt werden lern-
dominante Aktionsformen wie Einzel-, Partner-
oder Gruppenarbeit mit anschließenden Ple-
numsdiskussionen im Rahmen von Fall- und
Problemstudien, Rollen- und Planspielen.

Dieser Hinweis darf nicht als Verzicht auf eine
Systematisierung des erarbeiteten Orientierungs-
wissens mißverstanden werden. Um sich in dem
Bündel von Beispielen mit Sachverhalten, Stel-
lungnahmen und Beschlüssen zurechtzufinden,
brauchen Lernende die Möglichkeit der Struktu-
rierung und Einordnung ihres Wissens. Dafür
stellt das beschriebene Grundgerüst der Lernin-
halte einen Entwurf dar.

Die anspruchsvolle Arbeitsweise muß nach Alter
und Bildungsstand, d. h. adressatenspezifisch dif-
ferenziert werden. In der Sekundarstufe I stehen
kommunale und regionale Beispiele (Mikroebe-
ne) im Vordergrund, deren allgemeine Bedeu-
tung im Sinne der exemplarischen Lehre heraus-
gearbeitet werden soll. In der Sekundarstufe II
kann eher von gesamtwirtschaftlichen Problemen
(Makroebene) ausgegangen und auf passende
Beispiele vor Ort verwiesen werden. In jedem
Falle ist die Verknüpfung mit verantwortlichem
Verhalten des einzelnen Bürgers notwendig. Aber

Lösungsansätze für Umweltprobleme dürfen sich
nicht auf individuelles Verhalten, z. B. im priva-
ten Haushalt, beschränken. Das Ringen um ver-
änderte politische Rahmenbedingungen über na-
tionale Grenzen hinaus bildet den Kern der
Lerneinheiten.

Die Behandlung des Themas „Ökonomie und
Ökologie in europäischer Dimension“ ist vorwie-
gend in der Sekundarstufe II sowie in den vielfäl-
tigen Institutionen außerschulischer Bildung
möglich. Hierfür sollen nachstehend einige Anre-
gungen und Erklärungen zu lernzieladäquaten
Methoden gegeben werden.

1. Das Rollenspiel

Es liegt nahe, die in der Öffentlichkeit geführte
Diskussion zum Verhältnis von Ökonomie und
Ökologie anhand eines aktuellen und zugleich
europaweit bedeutsamen Problems mit den Ler-
nenden so zu führen, daß sich die Teilnehmer in
die Situation der Betroffenen versetzen und ihre
Rollen argumentativ übernehmen. Gemessen an 
der Aktualität und Bedeutsamkeit ist das Thema
„Energiewirtschaft und Umweltpolitik in der Euro-
päischen Gemeinschaft“ zur Zeit hierfür am besten
geeignet. Der Entscheidungsprozeß ist noch nicht
abgeschlossen, die Auseinandersetzung damit hat
deshalb unmittelbar politische Relevanz und
wird sie auch bei sich ändernden Sachverhalten
noch lange behalten.

Um der Realität möglichst nahe zu kommen,
kann ein Hearing im Europäischen Parlament als
Vorbereitung für einen Initiativantrag an die EG- 
Kommission zur umweltschonenden Energiewirt-
schaft simuliert werden. Dazu werden eingela-
den, d. h. Rollen übernommen als



— Sprecher der Energiewirtschaft aus Mitglieds-
ländern der EG, die mit unterschiedlichen Ak-
zenten vor allem für Sicherheit der Versorgung
durch den Ausbau der Kernenergie, der Kohle-
kraftwerke und des Erdgasnetzes eintreten;

— Vertreter von Gewerkschaften und Verbraucher-
verbänden aus dem Wirtschafts- und Sozialaus-
schuß der EG, die die Sicherheit ihrer Arbeits-
plätze sowie eine ausreichende, preisgünstige und
umweltschonende Energieversorgung im Auge
haben;

— Parlamentarier aller Fraktionen des Europäi-
schen Parlaments, die unterschiedliche politische
Meinungen auch innerhalb der Fraktionen zum
Ausdruck bringen.

Die Beschränkung auf die genannten drei Rol-
lengruppen bewahrt die Überschaubarkeit, ohne
die Interessenvielfalt einzuschränken. Ein argu-
mentativ geführtes Streitgespräch, in dem jede
Gruppe versucht, das Plenum von der Richtigkeit
des eigenen Standpunktes zu überzeugen, wird
dadurch erleichtert.

Das Rollenspiel kann dann in drei Phasen ablau-
fen:

— einer Informationsphase für die Teilgruppen,
in der sie ausgewähltes Material lesen und ihre
Stellungnahme vorbereiten;

— einer Diskussionsphase, in der die kontrover-
sen Positionen durch Rollenidentifikation mög-
lichst lebendig und treffend herausgestellt wer-
den;

— einer Auswertungsphase durch Erarbeitung
und Abstimmung über einen Initiativantrag (oder
dessen Ablehnung), bei der die ersten beiden
Teilgruppen sich auflösen und als Parlamentarier
in den Fraktionen ihrer Wahl mitwirken. Es ist
erstrebenswert, daß dabei das politische Kräfte-
verhältnis im Europäischen Parlament annä-
hernd repräsentiert wird.

Wer als Lernender mit Interesse und Engagement
an einem Rollenspiel dieser Art mitgewirkt hat,
ist in aller Regel den Problemen gegenüber, mit
denen er sich auseinandergesetzt hat, stärker auf-
geschlossen und eher bereit, sich weiter zu infor-
mieren und zu engagieren. Die affektive und so-
ziale Lernzieldimension wird begünstigt, aber
auch die Wissensvermittlung, wenn man daran
denkt, daß nur etwa 10% von dem, was wir lesen,
behalten wird, aber 70% von dem, was wir selber
sagen.

Neben den Vorzügen des Rollenspiels sollen we-
nigstens einige Schwierigkeiten angesprochen
werden. Der Lehrende hat die Last einer intensi-

ven Vorbereitung, weil er das Informationsmate-
rial beschaffen, sichten und für die Lernenden
zusammenstellen muß. Die inhaltlich schwierige
Informationsphase kann durch vorausgehende
Hausarbeit erleichtert werden. Aber man
braucht, abgesehen von der keineswegs selbstver-
ständlichen konstruktiven Mitarbeit der Teilneh-
mer, mindestens je eine Doppelstunde pro Phase.
Sechs Unterrichtsstunden sind im Klassenunter-
richt der Sekundarstufe I oder in Kursen der Se-
kundarstufe II nicht leicht unterzubringen. Hier
hat es die außerschulische Bildung in der Regel
leichter.

2: Die Fallstudie

Nach dem didaktischen Prinzip des exemplari-
schen Lernens bietet die Fallstudie — ähnlich wie
das Rollenspiel — die Möglichkeit, komplexe
Probleme anhand typischer Beispiele durchschau-
bar zu machen. Im Sinne der induktiven Me-
thode wird von einem bedeutsamen Einzelfall
ausgegangen und daran das Allgemeine der Pro-
blemstellung deutlich gemacht. Der Fall (so F.-J.
Kaiser) sollte

— der Wirklichkeit entsprechen,
— überschaubar sein und
— mehrere Lösungen zulassen.
Problemfälle dieser Art sind im kommunalen Be-
reich zu Müll und Abwasser fast in allen Gemein-
den zu finden. Umwelterziehung kann hier vor
allem für Schüler und Schülerinnen der Sekun-
darstufe I von real erfahrbarer Umwelt und sub-
jektiver Betroffenheit ausgehen.
Schwieriger ist es schon, Fälle mit europäischer
Dimension herauszufinden. Auch hier müssen
verstreute Informationen gesammelt und bereit-
gehalten werden. Die Verschmutzung der Nord-
see, der größten Müllkippe Europas, bietet ein
Beispiel gemeinsamer Verantwortung der Euro-
päer für deren Bekämpfung. Das gilt analog für
die Belastungen des Rheinwassers, vor allem
durch Kernkraftwerke, Kaligruben und Chemie-
unternehmen, oder für den Abfalltourismus, d. h.
das Problem des grenzüberschreitenden Trans-
ports gefährlicher Abfälle. Ein weiteres Beispiel
bieten gesundheitliche Gefahren durch Denatu-
rierung der Nahrungsmittel in der Landwirtschaft
und Nahrungsmittelindustrie, wobei unterschied-
liche Rechtsvorschriften in den durch Freihandel
verbundenen EG-Ländern gelten.
Der Konflikt zwischen EG-Mitgliedsländern und
das Ringen um Kompromisse auf EG-Ebene läßt
sich am Beispiel des Kampfes gegen das Wald-
sterben durch Einführung umweltschonender



Kraftwagen im Nachvollzug besonders gut er-
fahrbar machen. Die Auseinandersetzung liegt in
Zeitungen und Zeitschriften gut dokumentiert
vor. Das ist ein Vorteil, aber zugleich ein Nach-
teil, weil das Ergebnis der Auseinandersetzung
den Lernenden in Kernpunkten bereits bekannt
ist. Dennoch kennen sie in der Regel die europäi-
sche Dimension der Entscheidungen kaum.
In der Fallstudie zum Thema „Die Einführung
schadstoffarmer PKW in der Europäischen Ge-
meinschaft“ braucht die durch umweltpolitische
Auseinandersetzungen bereits motivierte Lern-
gruppe Informationen:
a) zur Luftverschmutzung durch Autoabgase;
b) zu den Problemlösungsstrategien
— einer sofortigen Geschwindigkeitsbegrenzung
oder
— einer baldigen Einführung bleifreien Benzins
und des Katalysators zur Nachbehandlung der
Abgase oder
— einer längerfristigen technischen Weiterent-
wicklung durch motorinterne Entgiftung;
c) zu den unterschiedlichen Beurteilungen des
Problems
— durch Industrieverbände und Automobilclubs
in EG-Ländern,
— durch politische Parteien und Regierungen;
d) zu den Grundsätzen der EG-Umweltpolitik
und den Beschlüssen des EG-Ministerrats sowie
des Deutschen Bundestages.
Das ist eine lange Liste notwendiger Informatio-
nen. Aber zur ersten Runde der Auseinanderset-
zung mit dem Fall genügen wenige Angaben zur
Luftverschmutzung durch Autoabgase, einige
kontroverse Stimmen aus den Mitgliedsländern
zu den Problemlösungsstrategien sowie Auszüge
aus den Grundsätzen der EG-Umweltpolitik.
Die Lerngruppe erhält die Aufgabe, die durch
Autoverkehr verursachte Luftverschmutzung mit
ihren Auswirkungen zu erklären und eine be-
gründete Stellungnahme zu den Problemlösungs-
strategien abzugeben. In Partnerarbeit oder in
Kleingruppen erfolgt die Auswertung des Mate-
rials, wobei jeder Teilnehmer weitere Informa-
tionen bei Bedarf aus einer bereitgehaltenen Info-
thek entnehmen kann, mit Ausnahme der Infor-
mationen über die auf EG- und Bundesebene ge-
troffenen Entscheidungen.
Zur Berichterstattung und Stellungnahme aufge-
fordert, vergleichen die Teilnehmer im Plenum
unterschiedliche Konzeptionen und Ziele sowie
vorgeschlagene Maßnahmen zur Problemlösung

und beurteilen den Fall unter Angabe ihrer per-
sönlichen Wertungen.

Dann folgt eine zweite Runde, in der die Teilneh-
mer ihre eigenen Stellungnahmen den getroffe-
nen Entscheidungen gegenüberstellen, d. h. mit
den EG-Richtlinien und dem deutschen „Gesetz
über steuerliche Maßnahmen zur Förderung des
schadstoffarmen PKW“ (gültig ab 1. 7. 1985) ver-
gleichen. Die allgemeinen Lernziele sind weitge-
hend erreicht, wenn Grenzen des Alleingangs ei-
nes Staates in der EG deutlich werden und der
Kompromißcharakter der EG-Beschlüsse zwi-
schen divergierenden ökonomischen und ökolo-
gischen Interessen der Mitgliedsländer herausge-
arbeitet wird, ein Kompromiß, der sowohl kurz-
fristige als auch mittel- und langfristige umwelt-
politische Strategien zuläßt, ohne den Gemeinsa-
men Markt zu gefährden.

Dann kann der einzelne immer noch für weiter-
gehende Umweltschutzmaßnahmen eintreten,
sich Gruppen oder Parteien seiner Option an-
schließen und auch von seinem Demonstrations-
recht Gebrauch machen. Aber er wird als demo-
kratischer Bürger in kritischer Loyalität die von
der gewählten deutschen Regierung mitgetra-
genen EG-Ministerrats-Beschlüsse und die Be-
schlüsse des Deutschen Bundestages repektieren.
Anderenfalls — und auch das muß deutlich ge-
macht werden — stellt er die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung in Frage.

3. Das Planspiel

Als Kombination von Fallstudie und Rollenspiel
ist das Planspiel eher für Fortgeschrittene geeig-
net, die zum Thema Umweltpolitik bereits über
Vorkenntnisse verfügen und nun — eventuell als
Lernerfolgskontrolle — nach festgelegten Spielre-
geln und Rollenanweisungen als Interessen-
gruppe oder als Vertreter einer politischen Partei
versuchen, ihre Vorstellungen einer Problemlö-
sung gegenüber anderen durchzusetzen.
Inhaltlich könnte das Planspiel der zweiten Phase
des beschriebenen Rollenspiels entsprechen, also
die Beschlußfassung im Europäischen Parlament
zu einem Initiativantrag zur umweltschonenden
Energiewirtschaft simulieren. Es ist jedoch zu be-
achten, daß es im Gegensatz zu Unternehmens-
planspielen mit rechnerisch feststellbarem Erfolg
eines Unternehmens im Wettbewerb mit anderen
Unternehmen am Markt hierbei keine quantifi-
zierbaren Bestlösungen geben kann, weil die poli-
tische Bewertung von Zielen wie Sicherheit, Le-
bensstandard und Umweltbedingungen sich der
Rechenhaftigkeit entzieht. Man kann höchstens
den ökonomischen Preis zum Beispiel eines Aus-



stiegs aus der Kernenergie in etwa schätzen, wie
das durch verschiedene Gutachten geschehen ist,
und damit die Entscheidungsalternativen trans-
parenter machen.
Das Planspiel erfordert eine noch intensivere
Vorbereitung als das Rollenspiel und die Fallstu-
die. Es bedarf disziplinierter Mitwirkung der
Teilnehmer nach Spielregeln und Rollenanwei-
sungen, und es läßt sich zeitlich schlecht in Ein-
zel- oder Doppelstunden zerlegen. Deshalb wird
es vorwiegend in der außerschulischen Bildung
erfolgreich eingesetzt.

4. Die Problemstudie

Sie ist besonders geeignet für eine wissenschafts-
propädeutische Arbeitsweise in der Sekundarstu-
fe II allgemeinbildender Schulen. Dieser Hinweis
ist für die Schulpraktiker von Bedeutung, denn
Lehrer in den Fächern politischer Bildung müs-
sen ihren Unterricht auf die für alle Fächer gel-
tenden Rahmenbedingungen der Abiturprüfung
einstellen, d. h. auf die drei Anforderungsbereiche
Reproduktion und Reorganisation von Kenntnis-
sen sowie problembezogenes Denken.
Die Auseinandersetzung mit einem Problem wird
durch ausgewählte Texte vorstrukturiert, der Um-
fang so begrenzt, daß in der geplanten Zeit eine
Bearbeitung, Auswertung und Ergebnissicherung
stattfinden kann. Die Textanalyse ist der bevor-
zugte Aufgabentyp schulischer Bildung in der Se-
kundarstufe II. Sie ist eher Grundproblemen als
Beispielen gewidmet. Ausgehend von allgemei-
nen Fragestellungen zur Umweltpolitik können

dann deduktiv Einzelfälle zur Erläuterung heran-
gezogen werden.

In der Zeit von Wahlkämpfen können zum Bei-
spiel Verlautbarungen politischer Parteien in der
Bundesrepublik mit ihren Aussagen zum Verhält-
nis ökonomischer und ökologischer Interessen
analysiert und in Beziehung zum Umweltschutz-
programm der Europäischen Gemeinschaft gestellt
werden. Als Hintergrundinformation können
hierzu u. a. Berichte und Themenausgaben der
Wochenzeitung „Das Parlament“ (z. B. „Umwelt-
schutz in Europa“ Nr. 33/34, 1985) herangezogen
werden. In der Form von Curriculum-Bausteinen
sind von mir Problemstudien mit ähnlichen Fra-
gestellungen veröffentlicht worden (Gegenwarts-
kunde, Heft 4/1984 und 4/1985).

Die Aufgabe zur Auswertung der vorgelegten
Texte sollte, den genannten Anforderungsberei-
chen entsprechend, von der Reproduktion einzel-
ner Statements ausgehen, dann einen Vergleich
vorgeschlagener Ziele und Maßnahmen vorsehen
(Reorganisation) und schließlich eine begründete
Stellungnahme der Lernenden fördern (Urtei-
len).

Die Auswertung selbst kann in Einzel-, Partner-
oder Gruppenarbeit geschehen und sollte als Ple-
numsdiskussion abgeschlossen werden.

Diese Arbeitsweise hat sich bewährt. Sie trägt
den schulischen Rahmenbedingungen Rechnung,
stellt problemorientierte, politisch relevante Aus-
einandersetzungen in den Mittelpunkt und stärkt
die Fähigkeit zum Transfer auf andere Problem-
stellungen der Umweltpolitik.

VL Schlußbetrachtung

Mit den dargestellten fachdidaktischen Aspekten
zum Thema „Ökonomie und Ökologie in euro-
päischer Dimension“ wurde hier versucht, didak-
tische Prinzipien politischer Bildung auf das ge-
stellte Thema zu beziehen. Eine kritische Betrach-
tung verschiedener Möglichkeiten und ihrer
Grenzen macht dreierlei deutlich:
— unter methodischen Aspekten die Bevorzugung
offener Curricula mit lerndominanten Aktions-
und Sozialformen;
— unter inhaltlichem Aspekt die Erkenntnis, daß
die Ökonomie Ökosysteme gefährdet, aber die
Leistungsfähigkeit des Industriesystems künftig
stärker in den Dienst einer ökologischen Neu-
orientierung gestellt werden soll;

— unter politischem Bildungsaspekt die Notwen-
digkeit, die europäische Dimension von Pro-
blemlösungsstrategien weit stärker als bisher zu
berücksichtigen, wenn Lernende zu einer sach-
lich fundierten und wertbewußten Urteilsbildung
mit der Bereitschaft zu demokratischen Formen
des Interessenausgleichs kommen sollen.
Das Thema „Ökonomie und Ökologie in euro-
päischer Dimension“ ist insofern ein Musterbei-
spiel exemplarischer Lehre. Es gibt Anstoß für
eine Curriculumrevision politischer Bildung mit
den genannten Schwerpunkten.
Die Zeit abnehmender Schüler- und Studenten-
zahlen ist kein Grund zur Resignation. Sie schafft
vielmehr Spielraum für didaktische Forschung in
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zwischen Hochschulen, Schulen
anderen Bildungseinrichtungen. Auf dem

politischer Bildung könnten die FördeFelde -
sprogramme der Bund-Länder-Kommission

und der Kommission der Europäischen Gemein-
schaft durch Entwicklung und Erprobung von
Lerneinheiten zur Umweltpolitik in Europa kon-
struktiv genutzt werden.



Klaus Günther: „Spielregel-Demokratie“ im Widerstreit. Politische Bildung auf dem
Weg zu mehr Dissensfähigkeit?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51-52/86, S. 3—13

Nach dem Zweiten Weltkrieg war historische „»Erfahrung1 in Pädagogik umzusetzen“ (Oetinger).
Was die Antwort auf diese Herausforderung anging, so kam die politische Bildung unter beson-
deren Rahmenbedingungen nicht darum herum, nach einvernehmlichen Lösungen zu suchen. Bei
allen Meinungsverschiedenheiten darüber, wie konfliktreich Demokratie im einzelnen sein durfte
und auf welche Lernbereiche sich die Aufmerksamkeit politischer Bildung vorzugsweise richten
sollte, bestand der Kern des erreichten Konsenses im Leitbild eines „regeltreuen“ Bürgers. Dies
galt bis in die sechziger Jahre hinein, als unter veränderten Bedingungen ein politisch-pädagogi-
scher Gegenkonsens aufgebaut wurde: Dem Leitbild eines „regeltreuen“ Bürgers wurde jetzt die
Vorstellung eines „sich emanzipierenden“ Bürgers entgegengesetzt.
Damit begann ein Streit, der — (partei)politisch angeheizt — zugleich eine Auseinandersetzung
um die wissenschaftstheoretische Grundlegung politischer Bildung war. Herausragende „Mei-
nungsführer“ machten ihr Schreibtalent für Konsensstrategien fruchtbar und trugen auf diese
Weise dazu bei, daß Gegensätze und Spannungen ausgehalten werden konnten. Freilich haben
diese Strategien eine aktuelle, für die Stellung der politischen Bildung an Schulen höchst nachtei-
lige Seite: Wo im Konsensübereifer die unverkennbaren Dissenselemente der beiden Leitbilder
überspielt werden, führt das zu einem falschen Gegenwartsprofil politischer Bildung. Hier wirkt
unreflektiert eine Konsensdruck nach, der aus den fünfziger Jahren stammt und durch spätere
Verunsicherungen bekräftigt wurde. Es kommt zur Schwächung eines Faches, das mehr Konsens
verspricht, als es — unvermeidlich „dissensgeladen“ — erreichen kann.



Friedrich-Wilhelm Dörge: Didaktische Aspekte von Ökonomie und Ökologie in europäi-
scher Dimension. Zum „Europäischen Jahr des Umweltschutzes“ 1987
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51-52/86, S. 27—37

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaft möchte die Notwendigkeit umweltpolitischen
Handelns verstärkt bewußt machen. Die Lernenden sind vielfach gesinnungsethisch stark moti-
viert, zeigen aber weniger Verständnis für Interessenunterschiede in den Mitgliedsländern sowie
für politische Entscheidungsprozesse in den Institutionen der EG. Lehrende haben die Aufgabe,
das Engagement der Lernenden nutzend, die Kontroverse zur Beurteilung des Ökonomie-Ökolo-
gie-Problems in europäischer Dimension mit den Lernenden zu erarbeiten. Ein Grundwissen zur
Vernetzung ökonomischer und ökologischer Entwicklungen mit ihren Interessenskonflikten bil-
det die Grundlage, um den Prozeß politischer Willensbildung und seine Beeinflussungsmöglich-
keiten erkennen und im Sinne kompromißbereiter Verantwortungsethik beurteilen zu können.
Dafür bietet die Kenntnis recht unterschiedlicher Einschätzungen des Umweltproblems in den
Mitgliedsländern der EG wichtige Aufschlüsse. Die Spannweite der Positionen politischer Par-
teien im Deutschen Bundestag und der Fraktionen im Europäischen Parlament reicht zum Bei-
spiel beim Problem Energiewirtschaft und Umweltpolitik vom Nuklear-Konsens in Frankreich
über die bedingte oder befristete Bejahung bis zur radikalen Ablehnung der Kernenergie in der
Bundesrepublik Deutschland. Hinzu kommt in der EG ein Nord-Süd-Gefälle des Umweltbe-
wußtseins. Für die in den Gründungsverträgen (1957) nicht vorgesehene Umweltpolitik der EG
soll nach Übereinkünften (1972) mit der Einheitlichen Europäischen Akte (1986) endlich eine
vertragliche Regelung geschaffen werden.
Mit lerndominanten Aktionsformen wie Einzel-, Partner- und Gruppenarbeit soll problemorien-
tiertes Lernen die politische Urteilsfähigkeit beispielhaft verbessern. So wichtig dabei das verant-
wortliche Verhalten jedes Bürgers ist, so wenig können politische Lösungen auf individuelles
Verhalten beschränkt bleiben. Im Rollenspiel können die Lernenden z. B. als Parlamentarier aller
Fraktionen des EG-Parlaments einen Initiativantrag an die EG-Kommission zur umweltschonen-
den Energiewirtschaft debattieren. In der Informations-, Diskussions- und Auswertungsphase
werden Möglichkeiten und Grenzen sowohl in der Sachfrage als auch institutionell (EG-Parla-
ment, -Kommission, -Ministerrat) erkannt. Neben der Wissensvermittlung wird die affektive und
soziale Lernzieldimension begünstigt. Ähnlich ist es bei Fallstudien und Planspielen, während die
Problemstudie wissenschaftspropädeutischen Arbeitsweisen der Sekundarstufe II durch Textana-
lysen und Aussprachen zu Grundproblemen stärker entspricht. Auf jeden Fall sollte die europäi-
sche Dimension mit der Notwendigkeit eines Interessenausgleichs in der EG stärker als bisher
berücksichtigt werden.


